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Freizügigkeitskonto auflösen, um Sozial-

hilfe zurückzuzahlen?  
PRAXISBEISPIEL   Wenn IV-Rente und Ergänzungsleistungen für den Lebensunterhalt nicht reichen, muss 
der Betroffene das Freizügigkeitskonto auflösen. Vor Beginn des Rentenbezugs erhaltene Sozialhilfe 
muss er davon aber nicht zurückerstatten.

Herrn Müller, alleinstehender Sozialhil-
febezüger, wurde rückwirkend eine 
ganze IV-Rente zugesprochen. Er er-
hält, ebenfalls rückwirkend, Ergän-
zungsleistungen (EL). Da er zum Zeit-
punkt des Eintritts der Erwerbsunfähig-
keit keiner Pensionskasse angeschlos-
sen war, hat er keinen Anspruch auf 
eine Rente aus der beruflichen Vor-
sorge. Das BVG-Guthaben von Herrn 
Müller liegt auf einem Freizügigkeits-
konto. 
 

→ FRAGEN 
Es stellen sich nun folgende Fragen: 

• Muss sich Herr Müller das Freizü-
gigkeitsguthaben auszahlen las-
sen? 

• Darf aufgrund des nun liquiden 
Vermögens eine Rückforderung für 
bezogene Sozialhilfe vor IV-Ren-
ten-Beginn verlangt werden? 

• Darf dieses Vermögen für die Rück-
erstattung der durch die IV- und 
EL-Nachzahlung nicht gedeckten 
Sozialhilfekosten ab IV-Renten-Be-
ginn verwendet werden? 

 

→ GRUNDLAGEN 
Die Freizügigkeitsverordnung erlaubt 
die Auszahlung von Freizügigkeitsleis-
tungen vor Erreichen des Rentenalters. 
Aus dem Subsidiaritätsprinzip ergibt 
sich, dass Leistungen der 2. Säule der 

Sozialhilfe grundsätzlich vorgehen. Um 
jedoch dem Ziel der 2. Säule – Siche-
rung der gewohnten Lebenshaltung als 
Ergänzung der Leistungen der ersten 
Säule – Rechnung zu tragen, soll von 
Sozialhilfebeziehenden ein Vorbezug 
dieser Leistungen erst dann verlangt 
werden, wenn sie eine AHV- oder eine 
ganze IV-Rente beziehen (SKOS-Richtli-
nien D.3.3).  

Bei der Berechnung der Ergän-
zungsleistungen wird das Freizügig-
keitsguthaben berücksichtigt. Konkret 
wird gestützt auf Art. 11 Abs. 1 lit. c ELG 
ein Fünfzehntel seines gesamten Rein-
vermögens, soweit es 30’000 Franken 
übersteigt, als Einnahme angerechnet 
(ELG, SR831.30). Da Ergänzungsleistun-
gen der Sozialhilfe vorgehen, ist es 
sachgerecht, wenn auch bei der Aus-
richtung von Sozialhilfeleistungen die 
Vorsorgeguthaben berücksichtigt wer-
den (SKOS-Richtlinien D.3.3).  

Die SKOS-Richtlinien sehen eine 
Rückerstattungspflicht unter anderem 
bei grösserem Vermögensanfall vor. 
Das Erreichen der wirtschaftlichen 
Selbstständigkeit ist jedoch die primäre 
Zielsetzung der Sozialhilfe. Wenn Herr 
Müller mit den Freizügigkeitsleistun-
gen die erhaltene Sozialhilfe zurück-
zahlen müsste, würde die Zielsetzung 
der 2. Säule unterlaufen, und seine fi-
nanzielle Selbstständigkeit würde ge-
schmälert. Die Freizügigkeitsleistungen 
sind deshalb ausschliesslich für den 
laufenden Lebensunterhalt zu verwen-
den.  

Durch die Anrechnung eines Ver-
mögensverzehrs verringert sich die 
Höhe der Ergänzungsleistungen. Dies 
kann dazu führen, dass IV- und EL-
Nachzahlungen insgesamt die für die 
gleiche Periode ausgerichteten 

Sozialhilfeleistungen nicht decken. 
Hätte sich die Ausrichtung der IV-Rente 
und der Ergänzungsleistungen nicht 
verzögert, hätte Herr Müller bereits 
früher sein Freizügigkeitsguthaben an-
zehren und die Sozialhilfe hätte keine 
Leistungen erbringen müssen. Unter 
strikter Beachtung der Zeitidentität ist 
demnach eine Verrechnung der ausge-
richteten Sozialhilfeleistungen mit dem 
ausbezahlten Freizügigkeitsguthaben zu-
lässig. 
 

→ ANTWORTEN 
• Wenn IV-Rente und EL Herrn Mül-

lers soziales Existenzminimum 
nicht decken, kann die Sozialhilfe-
behörde von ihm verlangen, dass 
er sich gestützt auf Art. 16 Abs. 2 
der Freizügigkeitsverordnung (FZV, 
SR 831.425) seine Altersleistung 
vorzeitig auszahlen lässt.  

• Die ausgelösten Freizügigkeitsgut-
haben sollen zur ergänzenden De-
ckung des aktuellen und künftigen 
Lebensunterhaltes eingesetzt wer-
den. Dies schliesst eine Rückerstat-
tung von ehemals bezogenen Sozi-
alhilfeleistungen aus.  

• Vom Grundsatz des Rückerstat-
tungsverbots ist die zulässige Ver-
rechnung zu unterscheiden. Im 
Rahmen des von der EL angerech-
neten Vermögensverzehrs ist eine 
periodengerechte «Rückerstat-
tungsforderung» aus dem Freizü-
gigkeitsguthaben zulässig. 
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PRAXIS 

In dieser Rubrik werden exemplarische Fragen 
beantwortet und publiziert, die der SKOS im 
Rahmen ihrer Beratungsangebote gestellt wer-
den. 
Weitere Informationen unter skos.ch → Bera-
tung für Institutionen. 


